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1. Das (Corona-)Konjunktur-Programm 
 
Mit der Umsetzung verschiedener Maßnahmen aus einem 57 Seiten umfassenden Eckpunktepapier will 
die Bundesregierung die Konjunktur wieder ankurbeln, Arbeitsplätze erhalten und die Wirtschaftskraft 
Deutschlands stärken. Die für Steuerpflichtige wichtigsten Punkte sollen nachfolgend auszugsweise 
aufgezeigt werden.  
 
Die Umsatzsteuersätze wurden zur Stärkung der Binnennachfrage befristet vom 1.7.2020 bis zum 
31.12.2020 von 19 % auf 16 % und von 7 % auf 5 % gesenkt. Der reduzierte Steuersatz von 16 % 
bzw. 5 % ist für Umsätze anzuwenden, die ab In-Kraft-Treten der Änderungsvorschrift – also nach dem 
30.6.2020 – ausgeführt werden.  
 
Ab dem 1.1.2021 sind wieder die Steuersätze von 19 % bzw. 7 % anzuwenden, wenn der Gesetzgeber 
keine andere Regelung trifft.  
 
Bitte beachten Sie! Besondere Regelungen gelten bekanntlich für die Gastronomie. Für sie wurde der 
Umsatzsteuersatz für Speisen ab dem 1.7.2020 von 19 % auf 7 % abgesenkt. Die Reduzierung legte der 
Gesetzgeber für ein Jahr – also bis zum 30.6.2021 – fest. Nachdem die allgemeine Absenkung des Um-
satzsteuersatzes von 7 % auf 5 % erfolgt, gilt der Prozentsatz von 5 % auch für Gastronomen bis 
31.12.2020. Ab dem 1.1.2021 bis zum 30.6.2021 kommt dann für Speisen der reduzierte Steuersatz von 
7 % zum Tragen. Ab dem 1.7.2021 steigt der Umsatzsteuersatz wieder auf den Regelsatz von 19 %, 
wenn der Gesetzgeber keine andere Regelung trifft. 
 
Eine branchenübergreifende Überbrückungshilfe wurde für die durch die Corona-Pandemie be-
dingten Umsatzausfälle für die Monate Juni bis August 2020 aufgelegt. Siehe hierzu den Beitrag: 
Corona-Überbrückungshilfe für kleine und mittlere Unternehmen.  
 
Des Weiteren wurden folgende Verbesserungen vorgenommen:  
 
 Gewährung eines einmaligen Kinderbonus von 300 € pro Kind für jedes kindergeldberechtigte 

Kind. 
 

 Der Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende wurde von derzeit 1.908 € für die Jahre 2020 und 
2021 auf 4.008 € angehoben. 

 

 Der vereinfachte Zugang in die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) wurde über die bishe-
rige Geltungsdauer hinaus bis zum 30.9.2020 verlängert. 

 

 Die Sozialversicherungsbeiträge werden bei maximal 40 % stabilisiert. 
 

 Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 5 Mio. € bzw. 10 
Mio. € (bei Zusammenveranlagung) erweitert. 

 

 Eine degressive Abschreibung (AfA) mit dem Faktor 2,5 gegenüber der derzeit geltenden linearen 
AfA und maximal 25 % pro Jahr für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wurde für 
die Steuerjahre 2020 und 2021 eingeführt. Siehe hierzu den Beitrag: Wiedereinführung der degressi-
ven Abschreibung. 

 

 Klein- und Mittelbetriebe (KMU), die ihr Ausbildungsplatzangebot 2020 im Vergleich zu den drei 
Vorjahren nicht reduzieren, können für jeden neu geschlossenen Ausbildungsvertrag (nach Ab-
schluss der Probezeit) eine einmalige Prämie erhalten. Siehe hierzu den Beitrag: Prämien zur Siche-
rung von Ausbildungsplätzen. 

 

 Die Förderung des Bundes über die sog. Umweltprämie wird verdoppelt. Siehe hierzu den Beitrag: 
Rückwirkende Erhöhung der Innovationsprämie. 

 

 Kaufpreisgrenze: Mit dem sog. Jahressteuergesetz 2020 wurde eine neue Regelung eingeführt. Da-
nach kommt für Fahrzeuge, die nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2031 angeschafft werden, an-
stelle der 1-%- oder 0,5-%-Regelung eine 0,25-%-Regelung zum Tragen, wenn das Fahrzeug gar 



keine Kohlendioxidemission verursacht und der Bruttolistenpreis nicht mehr als 40.000 € beträgt. 
Diese Kaufpreisgrenze von 40.000 € wurde auf 60.000 € erhöht. 

 
Über die einzelnen – für die Steuerpflichtigen – relevanten Themen halten wir Sie immer über dieses 
Informationsschreiben auf dem Laufenden. 
 
 
2. Corona-Überbrückungshilfe für kleine und mittlere Unternehmen 
 
Mit dem Corona-Konjunktur-Programm wurde auch eine sog. „Überbrückungshilfe“ für Umsatzausfälle 
bei kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) aufgelegt. Die Überbrückungshilfe gilt branchenüber-
greifend, wobei den Besonderheiten der außergewöhnlich betroffenen Branchen angemessen Rechnung 
getragen werden soll. 
 
Ziel der Überbrückungshilfe ist es daher, KMU aus Branchen, die unmittelbar oder mittelbar durch 
Corona-bedingte Auflagen oder Schließungen betroffen sind, für die Monate Juni bis August 2020 eine 
weitergehende Liquiditätshilfe zu gewähren und dadurch zu ihrer Existenzsicherung beizutragen. 
 
Antragsberechtigt sind Unternehmen und Organisationen aus allen Wirtschaftsbereichen, Soloselbst-
ständige und selbstständige Angehörige der Freien Berufe, soweit sie ihre Geschäftstätigkeit in Folge 
der Corona-Krise anhaltend vollständig oder zu wesentlichen Teilen einstellen mussten. Antragsberech-
tigt sind auch gemeinnützige Unternehmen und Organisationen (z. B. Jugendbildungsstätten, überbe-
triebliche Berufsbildungsstätten, Familienferienstätten).  
 
Eine Einstellung der Geschäftstätigkeit vollständig oder zu wesentlichen Teilen in Folge der Corona-
Krise wird angenommen, wenn der Umsatz in den Monaten April und Mai 2020 zusammengenommen 
um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 eingebrochen ist. Bei Unternehmen, die nach April 
2019 gegründet worden sind, sind statt der Monate April und Mai 2019 die Monate November und De-
zember 2019 zum Vergleich heranzuziehen. 
 
Die Antragsfrist für die Überbrückungshilfe, die ursprünglich auf den 31.8.2020 festgelegt war, 
wurde nunmehr auf den 30.9.2020 verlängert. Mit der Fristverlängerung reagiert das Wirtschaftsmi-
nisterium auf anfängliche technische Probleme bei der Antragstellung. 
 
Zu den förderfähigen Kosten gehören u. a. Mieten und Pachten für Geschäftsräume, Zinsaufwendun-
gen für Kredite, Finanzierungskostenanteil von Leasingraten, Ausgaben für Instandhaltung, Wartung 
oder Einlagerung von Anlagevermögen einschließlich der EDV, Kosten für Strom, Wasser, Heizung, 
Reinigung und Hygienemaßnahmen, Versicherungen, Steuerberaterkosten, die im Rahmen der Beantra-
gung der Corona-Überbrückungshilfe anfallen. Personalaufwendungen im Förderzeitraum, die nicht von 
Kurzarbeitergeld erfasst sind, werden pauschal gefördert. Die Fixkosten müssen vor dem 1.3.2020 be-
gründet worden sein. Lebenshaltungskosten, Mietkosten für Privaträume oder ein Unternehmerlohn sind 
nicht förderfähig. 
 
Förderhöhe: Die Überbrückungshilfe erstattet einen Anteil von 
 80 % der Fixkosten bei mehr als 70 % Umsatzeinbruch, 
 50 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 50 % und 70 % 
 40 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 40 % und unter 50 % 
im Fördermonat im Vergleich zum Vorjahresmonat. 
 
Liegt der Umsatz im Fördermonat bei wenigstens 60 % des Umsatzes des Vorjahresmonats, entfällt die 
Hilfe anteilig für den jeweiligen Fördermonat. Eine Überkompensation ist zurückzuzahlen. 
 
Die maximale Förderung beträgt 150.000 € für drei Monate. Bei Unternehmen mit bis zu fünf Beschäf-
tigten beträgt der maximale Erstattungsbetrag 9.000 € für drei Monate, bei Unternehmen mit bis zu zehn 
Beschäftigten 15.000 € für drei Monate. Diese maximalen Erstattungsbeträge können nur in begründe-
ten Ausnahmefällen überschritten werden. 



 
Beispiel: Ein Schausteller mit zehn Beschäftigten und einem Umsatzausfall im Förderzeitraum von über 
70 % hat 
 10.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt 8.000 €. 
 20.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt (16.000 €,  

aber höchstens maximaler Erstattungsbetrag =) 15.000 €.  
 
Bitte beachten Sie! In der ersten Stufe (Antragstellung) sind die Antragsvorau-ssetzungen und die Hö-
he der erstattungsfähigen Fixkosten mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers glaubhaft zu 
machen und in der zweiten Stufe (nachträglicher Nachweis) mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirt-
schaftsprüfers zu belegen. Die Kosten für den Steuerberater in dieser Angelegenheit gehören zu den 
förderfähigen Fixkosten. 
 
 
3.  Rückzahlungsverpflichtung der Corona-Soforthilfe 
 
Bei der Beantragung der Corona-Soforthilfe musste der Antragsteller versichern, dass er durch die 
Corona-Pandemie in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten ist, die seine Existenz bedrohen. 
 
Grundsätzlich gilt, dass öffentliche Hilfen sowie mögliche Entschädigungsleistungen (z. B. nach dem 
Infektionsschutzgesetz), Kurzarbeitergeld, Steuerstundungen sowie zustehende Versicherungsleistungen 
aus Absicherung von Betriebsunterbrechungen oder Betriebsausfall u. Ä. vorrangig in Anspruch zu 
nehmen und bei der Berechnung eines Liquiditätsengpasses zu berücksichtigen sind.  
 
Wird zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt, dass der Sach- und Finanzaufwand des Unternehmens 
oder die tatsächliche Umsatzeinbuße doch geringer war, ist das Unternehmen zu einer unverzüglichen 
Mitteilung und zu einer Rückzahlung des überzahlten Betrags verpflichtet.  
 
Anmerkung: Zu einer Überkompensation kann es aber auch kommen, wenn mehrere Hilfsprogramme 
oder Entschädigungsleistungen kombiniert wurden. Auch hierfür besteht eine Mitteilungs- und Rück-
zahlungspflicht. Gegebenenfalls kann erst am Ende des Drei- bzw. Fünf-Monats-Zeitraums mit Sicher-
heit eine Prognose getroffen werden, wie sich z. B. bei der Öffnung des Betriebes die Einnahmen entwi-
ckeln. Demnach gilt es nachträglich zu prüfen, ob die Soforthilfe in der bewilligten Höhe berechtigt war 
und keine sog. Überkompensation vorliegt.  
 
Bitte beachten Sie! Hier sei auch darauf hingewiesen, dass vorsätzlich falsche Angaben den Straftatbe-
stand des Subventionsbetrugs erfüllen. Lassen Sie sich daher unbedingt in diesem Zusammenhang bera-
ten! 
 
 
4.  Steuerbefreiung für Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld und  
 Saison-Kurzarbeitergeld 
 
Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbeitergeld ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf. Zuschüsse 
des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld waren nach geltender Rechtslage steuerpflichtiger Arbeitslohn. 
Im Sozialversicherungsrecht rechnen die Zuschüsse bis zu 80 % des letzten Nettogehalts nicht zum Ar-
beitsentgelt und sind daher beitragsfrei.  
 
Entsprechend werden Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-
Kurzarbeitergeld befristet bis 80 % des Unterschiedsbetrags zwischen dem Soll-Entgelt und dem 
Ist-Entgelt steuerfrei gestellt. Die Steuerbefreiung gilt für Zuschüsse, die für Lohnzahlungszeit-
räume, die nach dem 29.2.2020 begannen und vor dem 1.1.2021 enden, geleistet werden.  
 
 



5.  TERMINSACHE: Aufrüstung der Kassensysteme mit einer  
 „Technischen Sicherheitseinrichtung“ (TSE) 
 
Mit dem sog. „Kassengesetz“ wurde zum 1.1.2020 die Pflicht zum Schutz von elektronischen Aufzeich-
nungen von Kasseneinnahmen durch eine „Technische Sicherheitseinrichtung“ (TSE) eingeführt. Mit 
Schreiben vom 6.11.2019 stellte das Bundesfinanzministerium (BMF) klar, dass es nicht beanstandet 
werden soll, wenn diese elektronischen Aufzeichnungssysteme längstens bis zum 30.9.2020 noch nicht 
über eine TSE verfügen.  
 
Nunmehr hat die Mehrheit der Länder diese Übergangsfrist bis zum 31.3.2021 – ohne Zustimmung des 
BMF – verlängert. Als Begründung wird die (Über-)Belastung der betroffenen Unternehmen durch die 
Corona-Pandemie sowie die Umsatzsteuer-Umstellung zum 1.7.2020 genannt. Zudem sollen bisher 
noch keine cloud-basierten TSE-Lösungen zertifiziert worden sein, sodass es Unternehmen, welche sich 
für eine solche Lösung entschieden haben, voraussichtlich nicht möglich sein wird, ihr Kassensystem 
bis zum 30.9.2020 mit einer TSE auszurüsten. Die Übergangsfrist bis 31.3.2021 ist länderspezifisch 
ausgestaltet. So regelt das Land Niedersachsen z. B. die Voraussetzungen wie folgt: 
 
 Bis spätestens 31.8.2020 muss ein Kassenfachhändler, Kassenhersteller oder anderer Dienstleister im 

Kassenbereich mit dem fristgerechten Einbau einer TSE beauftragt worden sein. Dieser muss schrift-
lich versichern, dass der Einbau bis zum 30.9.2020 nicht möglich ist und eine verbindliche Aussage 
vorlegen, bis wann das Aufzeichnungssystem mit einer TSE ausgestattet sein wird (spätestens bis 
zum 31.3.2021). 

 Bei einem geplanten Einsatz einer cloud-basierten TSE müssen Unternehmen spätestens bis zum 
31.8.2020 den fristgerechten Einsatz beauftragt haben und durch geeignete Unterlagen dokumentie-
ren können, dass diese mangels Verfügbarkeit bis zum 30.9.2020 noch nicht einsatzbereit ist. Die 
Implementierung ist spätestens bis zum 31.3.2021 abzuschließen. 

 
Bitte beachten Sie! Die betroffenen Steuerpflichtigen müssen damit rechnen, dass eine nicht ordnungs-
gemäße Nutzung des Systems als Ordnungswidrigkeit mit einer Geld-buße geahndet werden kann. Im 
Idealfall sollte also dafür gesorgt werden, dass die TSE bis zum 30.9.2020 eingebaut und betriebs-
bereit ist! 
 
 
6.  Rückwirkende Erhöhung der Innovationsprämie  
 
Die Bundesregierung beschloss im Rahmen des Konjunkturpaketes zur Abfederung der Corona-Krise 
eine Innovationsprämie für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge sowie Plug-in-
Hybridmodelle, bei dem der Förderanteil des Staates verdoppelt wird. Die zusätzliche Förderung gilt 
rückwirkend ab dem 3.6.2020 und ist bis zum 31.12.2021 befristet. Sie setzt sich zu zwei Dritteln 
aus Bundesmitteln und zu einem Drittel aus einem Eigenanteil der Fahrzeughersteller zusammen.  
 
Von der Innovationsprämie profitieren Käufer von Elektro-Neufahrzeugen, die nach dem 3.6.2020 zu-
gelassen wurden und Elektro-Gebrauchtwagen, die erstmalig nach dem 4.11.2019 oder später zugelas-
sen wurden und deren Zweitzulassung nach dem 3.6.2020 erfolgt ist. Für Gebrauchtfahrzeuge gelten die 
Fördersätze für einen Nettolistenpreis von über 40.000 €, auch wenn der ursprüngliche Kaufpreis weni-
ger als 40.000 € betrug. 
 
Für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge bis zu einem Nettolistenpreis von 40.000 € ergibt 
sich eine Förderung von bis zu 9.000 € (6.000 € aus Bundesmitteln und 3.000 € als Eigenanteil des Her-
stellers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser Preiskategorie werden mit insgesamt 6.750 € gefördert 
(4.500 € aus Bundesmitteln und 2.250 € als Eigenanteil des Herstellers) 
 
Liegt der Nettolistenpreis bei über 40.000 €, ergibt sich für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahr-
zeuge eine Förderung von 7.500 € (5.000 € aus Bundesmitteln plus 2.500 € als Eigenanteil des Herstel-



lers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser Preisklasse werden mit insgesamt 5.625 € gefördert (3.750 € aus 
Bundesmitteln plus 1.875 € als Eigenanteil des Herstellers). 
 
Die Innovationsprämie kann beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) beantragt 
werden. Der Antrag sowie weitere Informationen sind auf der Webseite des BAFA zu finden.  
 
 
7.  Wiedereinführung der degressiven Abschreibung 
 
Zum 1.1.2020 führte der Gesetzgeber die degressive Abschreibung wieder ein. Danach kann der Steuer-
pflichtige bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 31.12.2019 und 
vor dem 1.1.2022 angeschafft oder hergestellt worden sind, statt der Absetzung für Abnutzung (AfA) 
in gleichen Jahresbeträgen (lineare AfA) die Abschreibung in fallenden Jahresbeträgen (degressive 
AfA) bemessen. Begünstigt sind nicht nur neue, sondern auch gebrauchte Wirtschaftsgüter. 
 
Die degressive AfA kann nach einem unveränderlichen Prozentsatz vom jeweiligen Restwert vorge-
nommen werden. Der dabei anzuwendende Prozentsatz darf höchstens das Zweieinhalbfache des bei der 
AfA in gleichen Jahresbeträgen in Betracht kommenden Prozentsatzes betragen und 25 % nicht über-
steigen.  
 
Beispiel: Eine Maschine, deren betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 10 Jahre beträgt, wurde am 
2.1.2020 für 50.000 € angeschafft. Wegen des hohen Verschleißes in den ersten Jahren soll sie degressiv 
abgeschrieben werden. Die AfA beträgt im Erstjahr 2020 das 2,5-fache der linearen AfA (linear bei 10 
Jahren = 10 %), also 25 % der Anschaffungskosten von 50.000 € = 12.500 €.  
 
Der Restbuchwert der Anlage beträgt zum 31.12.2020 37.500 €. Für das Jahr 2021 beträgt die degressi-
ve AfA dann (25 % des Restbuchwerts von 37.500 € =) 9.375 €. In den Folgejahren wird immer vom 
jeweiligen Restbuchwert des Vorjahrs – im Beispielsfall von 28.125 € – ausgegangen. 
 
Bitte beachten Sie! Wird die Maschine nicht im Januar, sondern z. B. im September 2020 angeschafft, 
kann nur der anteilige Jahres-AfA-Betrag für die degressive AfA im Jahr der Anschaffung bzw. Herstel-
lung geltend gemacht werden.  
 
Nachdem es bei der Fortführung der degressiven AfA zu keiner Abschreibung auf 0 € kommen kann, 
wird in der Praxis regelmäßig in dem Jahr zur linearen AfA übergegangen, von dem ab die lineare 
Restwertabschreibung größer ist als die degressive Abschreibung. Die degressive AfA kann nicht bei 
der Erzielung von Überschusseinkünften, z. B. den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, ver-
wendet werden.  
 
Liegen für ein bewegliches Wirtschaftsgut auch die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme von Son-
derabschreibungen vor, können diese neben der degressiven AfA in Anspruch genommen werden. Des 
Weiteren kann für das Wirtschaftsgut – unter weiteren Voraussetzungen – ein Investitionsabzugsbetrag 
in Anspruch genommen werden. 
 
 
8.  Prämien zur Sicherung von Ausbildungsplätzen 
 
Mit dem Maßnahmenpaket „Ausbildungsplätze sichern“ will die Bundesregierung die Folgen der 
Corona-Pandemie auf den Lehrstellenmarkt abfedern. Dafür hat sie ein Hilfsprogramm für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) beschlossen, mit dem ausbildungswillige Betriebe in den Jahren 2020 
und 2021 unterstützt werden. 
 
Gefördert werden KMU mit bis zu 249 Beschäftigten, die eine Berufsausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen oder in den bundes- und landesrechtlich geregelten praxisintegrierten Ausbildungen im 
Gesundheits- und Sozialwesen durchführen. Hierfür stellt die Bundesregierung eine Prämie für Ausbil-
dungsbetriebe wie folgt zur Verfügung: 



  
 Für den Erhalt ihres Ausbildungsniveaus bekommen Betriebe, die besonders von der Corona-

Pandemie betroffen sind, eine Prämie in Höhe von 2.000 €  für jeden für das Ausbildungsjahr 
2020/2021 abgeschlossenen Ausbildungsvertrag (nach Abschluss der Probezeit). 

 

 Als besonders betroffen gelten KMU, die in der ersten Hälfte des Jahres 2020 wenigstens einen Mo-
nat Kurzarbeit durchgeführt haben oder deren Umsatz in den Monaten April und Mai 2020 um 
durchschnittlich mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 eingebrochen ist. Bei KMU, die 
nach April 2019 gegründet worden sind, sind die Monate November und Dezember 2019 heranzu-
ziehen. 

 

 Erhöhen Unternehmen ihr Ausbildungsplatzangebot, erhalten sie (nach Abschluss der Probezeit) eine 
Prämie von 3.000 € für jeden gegenüber dem früheren Niveau zusätzlich abgeschlossenen Ausbil-
dungsvertrag. 

 

 Werden Auszubildende von Betrieben übernommen, die Insolvenz anmelden mussten, erhalten über-
nehmende Betriebe eine Prämie von 3.000 € pro aufgenommenen Auszubildenden. Diese Unterstüt-
zung ist befristet bis zum 30.6.2021. 

 

 Ebenfalls bis 30.6.2021 werden Betriebe gefördert, die Auszubildende übernehmen, deren Unter-
nehmen die Ausbildung durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie übergangsweise nicht fort-
setzen können.  

 

 Melden Ausbildungsbetriebe, die ihre Aktivitäten auch in der Krise fortsetzen, für Auszubildende 
sowie deren Ausbilder keine Kurzarbeit an, werden sie besonders unterstützt. Die Förderung beträgt 
hier 75 % der Brutto-Ausbildungsvergütung für jeden Monat, in dem der Betrieb einen Arbeitsaus-
fall von mindestens 50 % hat. Diese Unterstützung ist befristet bis zum 31.12.2020. 

 
 
9. Zweites Familienentlastungsgesetz beschlossen 
 
Am 29.7.2020 legte das Bundeskabinett einen Entwurf für das „Zweite Familienentlastungsgesetz“ vor. 
Zentrale Elemente sind eine Erhöhung des Kindergelds sowie die Anhebung des Grundfreibetrags. Ziel 
des Gesetzes ist die Verbesserung der Familienleistungen, ein gestiegenes Existenzminimum für Steuer-
pflichtige und deren Kinder sowie der Ausgleich der kalten Progression.  
 
Durch das Gesetz erhöht sich das Kindergeld ab dem 1.1.2021 um jeweils 15 € im Monat auf 219 € für 
das erste und zweite Kind, 225 € für das dritte Kind und 250 € für jedes weitere Kind. Der Kinder- und 
der Betreuungsfreibetrag steigen gleichmäßig jeweils um 144 € im Jahr für jeden Elternteil von 2.586 € 
auf 2.730 €. Der Betreuungsfreibetrag erhöht sich von 1.320 € auf 1.464 €. Die zur steuerlichen Freistel-
lung des Kinderexistenzminimums dienenden Freibeträge steigen auf insgesamt 8.388 € für jedes be-
rücksichtigungsfähige Kind.  
 
Der Grundfreibetrag sowie der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsleistungen steigen in Stufen. 
So erfolgt jeweils eine Anhebung um 288 € im Veranlagungszeitraum (VZ) 2021 auf 9.696 € und im 
VZ 2022 auf 9.984 €.  
 
Zum Ausgleich der kalten Progression sieht der Gesetzesentwurf vor, die übrigen Eckwerte des Ein-
kommensteuertarifs für die VZ 2021 und 2022 anzupassen. Somit wäre z. B. der Spitzensteuersatz von 
45 % erst ab einem zu versteuernden Einkommen von 274.613 € (VZ 2021) bzw. 278.732 € (VZ 2022) 
zu zahlen.  
 
 
10. Einführung der Grundrente zum 1.1.2021 
 
Am 3.7.2020 hat der Bundesrat der Grundrente zugestimmt, sie wird nun zum 1.1.2021 eingeführt. Vo-
raussetzung für den Anspruch auf Grundrente sind mindestens 33 Jahre sozialversicherungspflichtige 



Tätigkeit, die unterdurchschnittlich vergütet wurde. Berücksichtigung finden auch Kindererziehungs- 
und Pflegezeiten.   
 
Die Höhe des Zuschlags der Grundrente bemisst sich an den Entgeltpunkten. Der Durchschnitt aller 
erworbenen Entgeltpunkte muss zwischen 30 % und 80 % des Durchschnittsverdienstes liegen.  
 
Anmerkung: Eine Beantragung der Grundrente ist nicht erforderlich. Sie wird durch eine automatisier-
te Einkommensprüfung gewährt.  
 
 
11.  Rückkehr aus einem Corona-Virus-Risikogebiet 
 
Trotz der Reisewarnungen des Auswärtigen Amtes aufgrund der Corona-Pandemie verbringen viele den 
Urlaub in ihrem Wunschland. Viele Unternehmen sehen es jedoch nicht gern, wenn die Mitarbeiter ih-
ren Urlaub in einem sog. Risikoland buchen. Grundsätzlich hat der Arbeitgeber jedoch keinen Einfluss 
auf die Urlaubsplanung des Reiselandes seiner Arbeitnehmer. Der Arbeitnehmer ist jedoch verpflichtet 
mitzuteilen, ob er sich in den letzten 14 Tagen in einem Corona-Risiko-Gebiet aufgehalten hat und ob er 
Kontakt zu jemandem hatte, der unter Infektionsverdacht steht oder bei dem eine Corona-Infektion 
nachgewiesen wurde.  
 
In einem solchen Fall kann der Arbeitgeber verlangen, dass sich der Urlaubsrückkehrer – auch ohne 
Corona-Symptome – untersuchen lässt, bevor er an seinen Arbeitsplatz zurückkehrt. 
 
Bitte beachten Sie! Abhängig von den Regelungen der einzelnen Bundesländer müssen Rückkehrer aus 
Risikogebieten zunächst 14 Tage in häusliche Quarantäne. Die genauen Regelungen finden sie in den 
Corona-Verordnungen der jeweiligen Bundesländer. 
 
Für die betriebliche Praxis empfiehlt es sich, Regelungen für einen Rückkehr-Prozess festzulegen. Hier 
könnte z. B. der Arbeitnehmer in einem Rückkehr-Formular erklären, ob und in welchem Risikogebiet 
er sich während seines Urlaubs aufgehalten hat. 
 
Einem Arbeitnehmer, der wissentlich in ein Land reist, für das eine Reisewarnung besteht, ist bekannt, 
dass er sich nach der Rückkehr in Quarantäne begeben muss. Für die Quarantänezeit sollte der Arbeit-
nehmer sicherstellen, dass er seine Arbeitsleistung auch erbringen kann, z. B. im Homeoffice. Ist das 
nicht der Fall und er fällt durch eine selbstverschuldete Quarantäne aus, kann er seinen Lohnfortzah-
lungsanspruch verlieren. 
 
Anmerkung: Wird das Urlaubsland erst nach dem Reiseantritt wieder zum Risikogebiet erklärt, hat der 
Arbeitnehmer mit seiner Reise nicht schuldhaft gehandelt und hätte für einen vorübergehenden Zeit-
raum einen Lohnfortzahlungsanspruch. 
 
 
12.  Kündigung während der Kurzarbeit nicht ausgeschlossen 
 
Wird in einem Unternehmen Kurzarbeit geleistet, so spricht dies dafür, dass die Betriebsparteien nur 
von einem vorübergehenden Arbeitsmangel und nicht von einem dauerhaft gesunkenen Beschäftigungs-
bedarf ausgehen. Entfällt die Beschäftigungsmöglichkeit für einzelne von der Kurzarbeit betroffene 
Arbeitnehmer aufgrund später eingetretener Umstände oder veränderter wirtschaftlicher und/oder orga-
nisatorischer Rahmenbedingungen auf Dauer, so kann trotz der Kurzarbeit ein dringendes betriebliches 
Erfordernis für eine Kündigung bestehen.  
 
An die Begründung einer betriebsbedingten Kündigung werden hier hohe Anforderungen gestellt. So 
kann ein dringendes betriebliches Kündigungserfordernis regelmäßig erst dann angenommen werden, 
wenn der Arbeitgeber die Möglichkeit zur Arbeitszeitreduzierung voll ausgeschöpft hat und gleichwohl 
noch ein Beschäftigungsüberhang besteht.  
 



Ein Rückgang des Arbeitskräftebedarfs kann sich aber auch daraus ergeben, dass sich eine im Betrieb 
tatsächlich umgesetzte unternehmerische Organisationsentscheidung auf die Anzahl der verbliebenen 
Arbeitsplätze auswirkt. Unternehmerische Entscheidungen sind von den Gerichten nicht auf ihre sachli-
che Rechtfertigung oder Zweckmäßigkeit hin zu überprüfen, sondern nur darauf, ob sie offensichtlich 
unsachlich, unvernünftig oder willkürlich sind. Nachzuprüfen ist aber, ob die fragliche Entscheidung 
tatsächlich umgesetzt wurde und dadurch das Beschäftigungsbedürfnis für einzelne Arbeitnehmer ent-
fallen ist. 
 
 
13.  Neuregelungen der EU-Entsenderichtlinie 
  
Arbeitnehmer, die nach Deutschland entsendet werden, verdienen häufig weniger als ihre einheimischen 
Kollegen. Mit dem Inkrafttreten der Neuregelungen im EU-Entsendegesetz soll sich das ändern.  
 
Das Gesetz zur Umsetzung der geänderten EU-Entsenderichtlinie soll dafür sorgen, dass es den gleichen 
Lohn für die gleiche Arbeit am gleichen Ort gibt und dass ausländische Arbeitnehmer künftig stärker als 
bislang von den in Deutschland geltenden Arbeitsbedingungen profitieren. Hier die Neuregelungen im 
Überblick: 
 Entsandte Arbeitnehmer haben nicht mehr nur Anspruch auf den Mindestlohn, sondern auch auf den 

Tariflohn aus allgemeinverbindlichen Tarifverträgen. 
 

 Arbeitnehmer aus dem Ausland erhalten künftig Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie Schmutz- und 
Gefahrenzulagen, sofern diese allgemein gezahlt werden. 

 

 Zahlt der Arbeitgeber seinen Beschäftigten eine Zulage für Reise-, Unterbringungs- und Verpfle-
gungskosten, darf dieser Betrag nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden. 

 Der Arbeitgeber zahlt die Reisekosten, wenn er entsandte Arbeitnehmer im Inland dienstlich auf 
Reisen schickt. 

 

 Künftig gelten für Beschäftigte aus dem Ausland nach zwölf Monaten grundsätzlich alle in Deutsch-
land vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen. Eine Fristverlängerung um sechs Monate kann jedoch in 
begründeten Ausnahmefällen beantragt werden. 

 

 Der Straßenverkehrssektor ist von den Änderungen ausgenommen; die geplanten Regelungen gelten 
nicht für Fernfahrer. 

Anmerkung: Die Neuregelung ist am 30.7.2020 in Kraft getreten.  
 
 
14.  Absichtliche Angabe falscher Überstundenzahl rechtfertigt fristlose  
 Kündigung 
 
Dem Bundesarbeitsgericht lag zur Aufzeichnung und Angabe von Überstunden folgender Sachverhalt 
zur Entscheidung vor: In einem Arbeitsvertrag war eine wöchentliche Arbeitszeit von 44,5 Std. verein-
bart. Überstunden wurden vom Arbeitnehmer notiert und vom Arbeitgeber entsprechend vergütet. Fer-
ner erhielt der Arbeitnehmer bis zur Ernennung zum Abteilungsleiter Erschwerniszuschläge. 
 
Durch deren Wegfall fühlte er sich ungerecht behandelt und glich in den Folgejahren die fehlenden Zu-
schläge mit dem Einreichen nicht geleisteter Überstunden aus. Der Arbeitgeber bezahlte diese auch im 
guten Glauben. Eine Jahresabschlussprüfung deckte die ungerechtfertigten Zahlungen aufgrund nicht 
geleisteter Überstunden jedoch auf. Darauf kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis außeror-
dentlich fristlos. 
 
Nach Auffassung des BAG muss der Arbeitgeber einer korrekten Dokumentation der Arbeitszeit seiner 
Arbeitnehmer vertrauen können. Überträgt er den Nachweis der geleisteten Arbeitszeit den Arbeitneh-
mern selbst und füllen diese die dafür zur Verfügung gestellten Formulare wissentlich und vorsätzlich 
falsch aus, so stellt dies in aller Regel einen schweren Vertrauensmissbrauch dar. 
 



Dies gilt für den vorsätzlichen Missbrauch einer Stempeluhr ebenso wie für das wissentliche und vor-
sätzlich falsche Ausstellen entsprechender Formulare. Dabei kommt es nicht entscheidend auf die straf-
rechtliche Würdigung an, sondern auf den mit der Pflichtverletzung verbundenen schweren Vertrauens-
bruch. Damit war die fristlose Kündigung gerechtfertigt. 
 
 
15.  Umkleidezeiten als vergütungspflichtige Arbeitszeit 
 
Grundsätzlich sind Umkleidezeiten als Arbeitszeit zu bewerten und somit vergütungspflichtig. Diese 
Vergütungspflicht kann jedoch durch Tarifvertrag ausgeschlossen werden. 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall beinhaltete ein Tarifvertrag u. a. folgende 
Regelung: „Ist infolge besonders starker Verschmutzung oder aus gesundheitlichen Gründen eine sorg-
fältige Reinigung erforderlich, so wird täglich eine bezahlte Waschzeit gewährt. Welche Gruppen der 
Arbeitnehmer darauf Anspruch haben, wie die Dauer der Waschzeit zu bemessen ist und in welche Zeit 
sie zu legen ist, wird durch Betriebsvereinbarung geregelt.“ Eine Betriebsvereinbarung, die den o. g. 
Ausgleich für die Umkleidezeiten usw. regelt, gab es nicht. 
 
Die Richter des BAG kamen in diesem Fall zu der Entscheidung, dass die betroffenen Mitarbeiter kei-
nen Anspruch auf Vergütung der Umkleidezeiten hatten. 
 
 
16.  Verteilung der Maklerkosten beim Kauf von Wohnimmobilien 
 
In der Praxis geht die Initiative zur Einschaltung eines Maklers meist vom Verkäufer aus. Der Käufer 
hat häufig keine Möglichkeit, sich gegen eine Übernahme der anteiligen oder sogar vollständigen Mak-
lerprovision zu wehren. In Zukunft gilt: Die Abwälzung der gesamten Maklerkosten auf den Käufer ist 
unzulässig. Wer einen Makler beauftragt, muss künftig mindestens die Hälfte der Maklerprovision 
selbst tragen. Außerdem muss der Käufer seinen Anteil erst zahlen, wenn der Verkäufer seine Provisi-
onszahlung nachgewiesen hat. 
 
Erhält der Makler von beiden Parteien einen Auftrag und soll sowohl die Interessen des Verkäufers als 
auch des Käufers wahrnehmen, darf er mit beiden Parteien nur eine Provision in gleicher Höhe verein-
baren. Im Ergebnis tragen also beide Seiten jeweils die Hälfte der gesamten Provision. Vereinbarungen 
über unterschiedliche Provisionshöhen können in diesem Fall nicht wirksam geschlossen werden. 
 
Ferner wird ein Textformerfordernis für Maklerverträge über die Vermittlung von Kaufverträgen über 
Wohnungen und Einfamilienhäuser eingeführt. Ausreichend für den Abschluss eines Maklervertrags ist 
dann z. B. eine E-Mail. 
 
 
17.  Klausel zur automatischen Verlängerung eines Makler-Alleinauftrags 
 
Der Bundesgerichtshof hat am 28.5.2020 entschieden, dass einem Immobilienmakler in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen grundsätzlich ein auf sechs Monate befristeter Makleralleinauftrag erteilt werden 
kann, der sich automatisch um jeweils drei weitere Monate verlängert, wenn er nicht innerhalb einer 
Frist von vier Wochen gekündigt wird. 
 
Ein Makleralleinauftrag, mit dem sich der Makler zum Tätigwerden verpflichtet und durch den der 
Maklerkunde auf sein Recht verzichtet, einen weiteren Makler mit der Suche nach geeigneten Vertrags-
partnern zu beauftragen, kann grundsätzlich wirksam unter Verwendung von Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen geschlossen werden. Bei einem solchen Makleralleinauftrag kann in Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen auch eine an dem Zeitbedarf für eine erfolgversprechende Tätigkeit orientierte Mindest-
laufzeit vereinbart werden. Für den einem Immobilienmakler erteilten Alleinauftrag ist eine Bindungs-
frist von sechs Monaten regelmäßig angemessen. Auch eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vorgesehene automatische Verlängerung der zunächst auf sechs Monate vereinbarten Vertrags-



laufzeit eines Makleralleinauftrags um jeweils drei Monate bei unterbliebener Kündigung ist 
grundsätzlich unbedenklich. 
 
So wird ein Maklerkunde bei Vereinbarung einer ersten Vertragslaufzeit von sechs Monaten und von 
automatischen Verlängerungen um jeweils drei Monate durch eine in Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen vorgesehene vierwöchige Frist zur Kündigung des einfachen Makleralleinauftrags nicht unange-
messen benachteiligt. 
 
 
18.  Schönheitsreparaturen bei unrenoviert überlassener Wohnung  
 
Ein Mieter, dem eine unrenovierte Wohnung als vertragsgemäß überlassen wurde und auf den die 
Schönheitsreparaturen nicht wirksam abgewälzt wurden, kann vom Vermieter die Durchführung dersel-
ben dennoch verlangen, wenn eine wesentliche Verschlechterung des Dekorationszustands des Objektes 
eingetreten ist. Allerdings ist die Wiederherstellung des Anfangszustands wirtschaftlich nicht sinnvoll 
und liegt auch nicht im Interesse der Mietvertragsparteien. 
 
Ausgangspunkt der den Vermieter treffenden Erhaltungspflicht ist grundsätzlich der unrenovierte Zu-
stand, in dem sich die Wohnung bei Besichtigung und Anmietung befunden hat. Ihn trifft dann eine 
Instandhaltungspflicht, wenn sich der anfängliche Dekorationszustand wesentlich verschlechtert hat. 
Davon ist nach zwei vom Bundesgerichtshof am 7.8. und 8.8.2020 entschiedenen Fällen auszugehen, 
wenn Renovierungen lange Zeit, hier: 14 bzw. 25 Jahre, zurückliegen. 
 
Nach diesen Entscheidungen hat sich der Mieter allerdings nach Treu und Glauben an den hier-
für anfallenden Kosten (regelmäßig zur Hälfte) zu beteiligen, weil die Ausführung der Schönheits-
reparaturen zu einer Verbesserung des vertragsgemäßen (unrenovierten) Dekorationszustands 
der Wohnung bei Mietbeginn führt. 
 
 
19.  Mehr Schutz für Reisende bei Insolvenzen 
 
Müssen Reiseveranstalter Insolvenz anmelden, sollen nach dem Willen der Bundesregierung Reisende 
künftig umfassend abgesichert sein. Diese vollumfängliche Absicherung soll aus drei Elementen beste-
hen: 
 
 Die Kundengelder, die eventuell notwendige Rückbeförderung der Reisenden sowie alle weiteren 

Kosten, die im Zusammenhang mit der Insolvenz entstehen, sollen über einen Pflichtfonds abgesi-
chert sein. Er finanziert sich aus den Beiträgen der Reiseveranstalter. 

 

 Absicherung über eine Leistung des Reiseveranstalters (z. B. Versicherung oder Bankbürgschaft). 
 

 Schäden, die der Fonds nicht abdeckt, werden aus einer (ebenfalls aus Beiträgen finanzierten) Rück-
deckungsversicherung und/oder durch Kreditzusagen abgesichert. 

 
Im Insolvenzfall soll dann zunächst die jeweilige vom Reiseveranstalter geleistete Sicherheit verwertet 
werden, erst danach kann auf das Fondskapital zurückgegriffen werden. Letzte Sicherheit sollen dann 
die Rückdeckungsversicherung und/oder die Kreditzusagen bieten. 
 
Nur durch Einzahlungen in den neuen Pflichtfonds sind sämtliche Risiken bei Insolvenz des Reisever-
anstalters abgedeckt. Reiseveranstalter, die nicht über den Fonds abgesichert sind, sollen keine Pau-
schalreisen anbieten können. 
 
 
20.  Zustimmung des Elternteils bei Flugreise ins Ausland  
 
Grundsätzlich kann der jeweils betreuende Elternteil über Auslandsreisen allein entscheiden, wenn die 
Reise nicht mit Nachteilen bzw. Gefahren für das Kind verbunden ist. Daher boten bislang Flugreisen in 
das europäische Ausland wenig Anlass für Streitigkeiten. 



 
In einem vom Oberlandesgericht Braunschweig (OLG) am 30.7.2020 entschiedenen Fall hatte die Mut-
ter in den Sommerferien eine Flugreise nach Mallorca mit den beiden gemeinsamen Kindern gebucht. 
Der Vater war damit nicht einverstanden. 
 
Die Richter des OLG kamen zu dem Urteil, dass die Flugreise eines getrenntlebenden Elternteils mit 
den gemeinsamen Kindern in der Zeit der Corona-Pandemie keine Angelegenheit des täglichen Lebens 
mehr ist und daher der Zustimmung des anderen mitsorgeberechtigten Elternteils bedarf. 
 
 
21.  Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz beim „Home-Office“ 
 
Eine Beschäftigung im „Home-Office“ liegt vor, wenn die in der Wohnung des Arbeitnehmers gelege-
nen Arbeitsräume aufgrund arbeitsvertraglicher (Individual-)Vereinbarungen dauerhaft eingerichtet sind 
und er dort im Rahmen seiner Arbeit regelmäßig tätig ist. Beschäftigte sind zuhause gesetzlich unfall-
versichert, wenn sie in Ausübung ihrer versicherten Tätigkeit Betriebswege zurücklegen, um ihre häus-
liche Arbeitsstätte („Home-Office“) zu erreichen. Dazu wurden zwei unterschiedliche Urteile gefällt, die 
nachfolgend aufgezeigt werden sollen: 
 
 In einem vom Bundessozialgericht (BSG) entschiedenen Fall befanden sich die Räumlichkeiten im 

Keller des Wohnhauses. Der Arbeitnehmer hatte im Auftrag seines Arbeitgebers eine Messe besucht, 
war zurückgekehrt um einen Kunden anzurufen und stürzte beim Aufsuchen der „Home-Office-
Räumlichkeiten“ auf der Kellertreppe und verletzte sich. Die Richter des BSG kamen hier zu der 
Auffassung, dass es sich um einen versicherten Unfall handelt, da sich dieser auf dem versicherten 
Weg zur Arbeit ereignete. Die Grenze „Außentür des Gebäudes“, wo normalerweise der Arbeitsweg 
endet, greift nicht, soweit sich Arbeitsstätte und Wohnung des Versicherten in einem Haus befinden. 

 
 Gesetzlich unfallversichert sind Eltern, die ihre Kinder auf dem Weg zur Arbeit in den Kindergarten 

bringen. Arbeitet der Arbeitnehmer jedoch im Home-Office, fällt der Weg zum Kindergarten bzw. 
zurück zum Home-Office nicht in den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz. Nach einem Urteil 
des LSG Niedersachsen-Bremen vom 26.9.2018 kann eine gesetzliche Krankenkasse vom Träger der 
Unfallversicherung nicht die Erstattung der Behandlungskosten verlangen, die ihr durch den Sturz 
ihrer Versicherten auf dem Rückweg vom Kindergarten, in den sie ihr Kind gebracht hat, zurück 
zum Home-Office entstanden sind. 

 
 
22.  Radfahrer – Mindestabstand von 50 cm zu geparkten Fahrzeugen  
 
Wenn die Kollision eines Fahrradfahrers mit der geöffneten Fahrertür im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Öffnen der Fahrertür erfolgte, spricht dies dafür, dass der Pkw-Fahrer den Unfall verursacht 
hat. 
 
Ein die Alleinhaftung des Pkw-Fahrers ausschließendes Mitverschulden des Radfahrers kann in einem 
zu geringen seitlichen Abstand des Fahrradfahrers zum geparkten Pkw liegen. Je nach den örtlichen 
Verhältnissen sollte dieser mindestens 50 cm betragen. 
 
Die Darlegungs- und Beweislast für eine ein Mitverschulden begründende Unterschreitung des Seiten-
abstandes eines Fahrradfahrers zu einem geparkten Pkw obliegt dem Pkw-Fahrer. 
 
 
23.  Rückforderung einer Schenkung wegen Elternunterhalt 
 
Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Schenkung außerstande ist u. a. seinen angemessenen 
Unterhalt zu bestreiten, kann er von dem Beschenkten die Herausgabe des Geschenkes fordern. 
 



In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall zahlte ein Sozialhilfeträger Sozialhilfeleis-
tungen für eine pflegebedürftige Frau, die vollstationär in einem Seniorenheim untergebracht war. Nach 
dem Tod der Frau verlangte der Sozialhilfeträger vom Sohn die Rückzahlung der gezahlten Leistungen.  
 
Der Sohn bewohnte eine Eigentumswohnung, die er schenkweise an seine Tochter übergab. Er behielt 
sich allerdings ein lebenslanges Nießbrauchsrecht vor. Zwischen dem Sozialhilfeträger und dem Sohn 
war nun vor allem strittig, ob für die Rückzahlung der Sozialhilfeleistungen verlangt werden kann, dass 
die Schenkung der Wohnung an die Tochter aufgrund der oben aufgeführten Regelung zurückgefordert 
wird. 
 
Die BGH-Richter entschieden, dass der Sohn die verschenkte Eigentumswohnung nicht zurückverlan-
gen muss. Ein unterhaltspflichtiges Kind, welches seine selbst bewohnte Immobilie unter Vorbehalt 
eines Nießbrauchsrechts verschenkt, benötigt die Immobilie in gleicher Weise, wie wenn es noch Eigen-
tümer geblieben wäre. 
 
 
24.  Rückforderung regelmäßiger Sparzahlungen an Kinder bzw. Enkelkinder  
 durch Sozialhilfeträger 
 
Das Oberlandesgericht Celle hat am 13.2.2020 entschieden, dass über mehrere Jahre monatlich geleiste-
te Zahlungen an Familienangehörige zum Kapitalaufbau keine „privilegierten Schenkungen“ darstellen 
und der Sozialhilfeträger diese deshalb von den beschenkten Familienangehörigen zurückfordern kann, 
wenn der Schenker selbst bedürftig wird und deshalb Leistungen von einem Sozialhilfeträger bezieht.  
 
In dem der Entscheidung zugrundeliegenden Sachverhalt hatte eine Großmutter für ihre beiden Enkel 
nach deren Geburt jeweils ein für 25 Jahre angelegtes Sparkonto eröffnet und darauf über einen Zeit-
raum von ca. elf bzw. neun Jahren jeweils monatlich 50 € eingezahlt, um für die Enkel Kapital anzuspa-
ren.  
 
Die Großmutter bezog eine Rente von etwa 1.250 €. Als sie vollstationär in einer Pflegeeinrichtung 
untergebracht werden musste, hatte sie die Zahlungen an ihre Enkel zwar bereits eingestellt, die für die 
Heimunterbringung von ihr anteilig zu tragenden Kosten konnte sie aber nicht aus eigenen Mitteln auf-
bringen. Deshalb kam der Sozialhilfeträger für diese Kosten auf und verlangte von den Enkeln die 
Rückzahlung der Beträge, die die Großmutter in den letzten zehn Jahren auf die Sparkonten der Enkel 
eingezahlt hatte.  
 
Die OLG-Richter gaben dem Sozialhilfeträger recht. Weiterhin führten sie aus, dass es für den geltend 
gemachten Rückforderungsanspruch nicht darauf ankommt, ob es bei Beginn der Zahlungen für die 
Großmutter absehbar war, dass sie später einmal pflegebedürftig werden würde. 
 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 %
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 %
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/de und dort unter „Basiszins-
satz“ 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 



 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2020: Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0; April = 106,1; März = 105,7  
Februar = 105,6; Januar = 105,2 
2019: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1;  
September = 106,0; August = 106,0 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


